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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Wahl der Bundesversammlung und 

des Bundespräsidenten 

— Drucksache 358 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kempfier 


Der Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der 
Bundesversammlung und des Bundespräsidenten — 
Drucksache 358 — ist vom Ausschuß für Inneres in 
seinen Sitzungen vom 3. Dezember 1958 und 14. Ja- 
nuar 1959 beraten worden. Der Entwurf enthält die 
in Artikel 54 GG einem Gesetz vorbehaltenen nähe- 
ren Bestimmungen zu den dort niedergelegten 
Grundsätzen für die Wahl der Bundesversammlung 
und des Bundespräsidenten. 

Die einschlägige Materie war zunächst durch das 
Bundeswahlgesetz von 1949 und sodann durch das 
an dessen Stolle tretende Gesetz vom 8. Juli 1953 
(BGBl. I S. 470) geregelt. Während der Erste Teil 
des Gesetzes von 1953 nur für die Wahl zum 2. 
Bundestag galt, enthält der Zweite Teil Vorschriften 
ohne zeitliche Begrenzung über die hier behandelten 
Gegenstände, ist also heute noch geltendes Recht. 
Wegen der Bedeutung der Wahl des Staatsober- 
hauptes empfiehlt es sich aber, diese Normen durch 
ein besonderes, ausschließlich die Wahl der Bun- 
desversammlung und des Bundespräsidenten behan- 
delndes Gesetz abzulösen, zumal auch sachliche 
Gründe (Schließung von Lücken des bisher gelten- 
den Gesetzes, Beseitigung von Unklarheiten etc.) 
eine Neuregelung angezeigt erscheinen lassen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde 
in den Ausschußberatungen sowohl im gesamten 
Aufbau als auch in einigen Formulierungen erheb- 
lich geändert. Dabei war es einhellige Auffassung 
des Ausschusses, daß der Gesetzentwurf auch in 
seiner äußeren Gestalt und in seinem Stil seiner 
Aufgabe, nämlich die näheren Bestimmungen über 
die Berufung in das höchste deutsche Staatsamt zu 
treffen, entsprechen müsse. Dazu gehört, daß es 


diese Hauptaufgabe klar herausstellt und ein zu 
starkes Eingehen auf unwichtige Details wie über- 
haupt jeden Perfektionismus soweit als möglich 
vermeidet. Im einzelnen ergaben sich aus diesem 
Grundgedanken heraus Änderungen zu dem Regie- 
rungsentwurf, zu denen folgendes zu bemerken ist: 

1. Die vom Ausschuß beschlossene Gesetzesüber- 
schrift soll die Hauptaufgabe, nämlich die Wahl 
des Bundespräsidenten, besser unterstreichen. 

2. Die Einteilung des Gesetzes in Abschnitte so- 
wie die Umstellung und Neunumerierung der 
einzelnen Paragraphen dient dem gleichen 

j Zweck und erhöht die Übersichtlichkeit. 

1 3. Die Neuformulierung des § 9 Abs. 1 Ausschuß- 
I fassung — § 8 des Regierungsentwurfs — er- 

I schien dem Ausschuß knapper und klarer, als 

die des Regierungsentwurfs. Dabei bestand 
Übereinstimmung dahingehend, daß unter 
' „schriftlicher Zustimmung" im Sinne dieses Ab- 
I Satzes auch eine eindeutige Zustimmung mittels 
i Fernschreibers oder Telegramms zu verstehen ist. 

Absatz 4 soll eine möglichst rasche Entscheidung 
des Gewählten über Annahme oder Ablehnung 
der Wahl gewährleisten. 

I Der durch den Ausschuß neu eingefügte Ab- 
satz 5 will es ermöglichen, den Zeitpunkt der 
Beendigung der Bundesversammlung genau fest- 
zulegen, was für die Rechtsstellung der Mit- 
glieder der Bundesversammlung (§ 7 Ausschuß- 
fassung — § 6 des Regierungsentwurfs) Bedeu- 
tung haben kann. 
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4. Der Ausschuß hält es für wünschenswert, daß 
die nach § 11 Ausschußfassung — § 10 Regie- 
rungsentwurf — vom Präsidenten des Bundes- 
tages zu veranlassende Eidesleistung am Tage 
des Amtsantritts des Bundespräsidenten in einer 
Sondersitzung, zu der Bundestag und Bundesrat 
einzuberufen sind, vorgenommen wird. 

5. Die in die Schlußvorschriften verwiesene Rege- 
lung der Entschädigung der Mitglieder der 


Bundesversammlung erhielt eine möglichst 
knappe und klare Fassung. 

6. Die Aufnahme der Berlin-Klausel in § 13 Aus- 
schußfassung — ^ § 11 des Regierungsentwurfs — 
entspricht der praktischen Übung bei der Wahl 
des Bundespräsidenten sowohl im Jahre 1949 
als auch 1957. 

Die Beschlüsse des Ausschusses wurden jeweils 
einstimmig oder mit großer Mehrheit gefaßt. 


Bonn, den 14. Januar 1959 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 358 • — in der 
nachstehenden Fassung mit der neuen Überschrift 
„Entwurf eines Gesetzes über die Wahl des Bundes- 
präsidenten durch die Bundesversammlung" an- 
zunehmen. 


Bonn, den 14. Januar 1959 


Der Ausschuß für Inneres 


Maier (Freiburg) 

Vorsitzender 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Wahl des Bundespräsidenten 
durch die Bundesversammlung 


ERSTER ABSCHNITT 
Die Bundesversammlung 

§ 1 

Der Präsident des Bundestages bestimmt Ort und 
Zeit des Zusammentrittes der Bundesversammlung. 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung stellt rechtzeitig fest, 
wieviel Mitglieder die einzelnen Landtage zur Bun- 
desversammlung zu wählen haben. Dabei sind die 
gesetzliche Mitgliederzahl des Bundestages im Zeit- 
punkt der Beschlußfassung der Bundesregierung 
und das Verhältnis der letzten amtlichen Bevölke- 
rungszahlen der Länder zugrunde zu legen. Die 
Bundesregierung macht die Zahl der von den ein- 
zelnen Landtagen zu wählenden Mitglieder im Bun- 
desgesetzblatt bekannt. 

(2) Die Landtage haben die Wahl unverzüglich 
vorzunehmen. Besteht am Tage der Bekanntmachung 
nach Absatz 1 Satz 3 kein Landtag oder hat ein 
Landtag vor Ablauf seiner Wahlperiode die Wahl 
nicht mehr vorgenommen, so wählt der neue Land- 
tag die Mitglieder. Kann der neue Landtag die 
Wahl nicht mehr rechtzeitig vornehmen, so tritt an 
seine Stelle der Ausschuß, der verfassungsgemäß 
die Rechte des Landtages gegenüber der Regierung i 
bis zum Zusammentritt des neuen Landtages wahr- 
nimmt, oder ein vom Landtage für die Wahl der 
Mitglieder der Bundesversammlung gebildeter Aus- 
schuß. Kommt eine rechtzeitige Wahl nicht zu- 
stande, so bleiben die auf das Land entfallenden 
Sitze unbesetzt. 

§ 3 

Zur Bundesversammlung ist wählbar, wer zum 
Bundestage wählbar ist. 

§ 4 

(1) Der Landtag wählt die auf das Land entfal- 
lenden Mitglieder nach Vorschlagslisten. Bei der 
Wahl sind die Bestimmungen der Geschäftsordnung 
des Landtages entsprechend anzuwenden. 

(2) Jeder Abgeordnete hat eine Stimme. 

(3) Die Sitze werden, wenn mehrere Vorschlags- 
listen vorliegen, den Listen nach der Zahl der ihnen 
zugefallenen Stimmen im Höchstzahlverfahren 
d'Hondt zugeteilt, über die Zuteilung des letzten 
Sitzes entscheidet bei gleichen Höchstzahlen das 
vom Präsidenten des Landtages zu ziehende Los. 


Die Sitze werden den Bewerbern in der Reihenfolge 
ihrer Namen auf den Vorschlagslisten zugewiesen. 
Entfallen auf eine Liste mehr Sitze als Bewerber 
benannt sind, so gehen die Sitze in der Reihenfolge 
der nächsten Höchstzahlen auf die anderen Listen 
über. 

(4) Der Präsident des Landtages fordert die Ge- 
wählten auf, binnen zwei Tagen schriftlich zu er- 
klären, ob sie die Wahl annehmen. Die Gewählten 
erwerben die Mitgliedschaft in der Bundesversamm- 
lung mit dem Eingänge der schriftlichen Annahme- 
erklärung bei dem Präsidenten des Landtages. Gibt 
der Gewählte bis zum Ablaufe der gesetzten Frist 
keine Erklärung ab, so gilt die Wahl als zu diesem 
Zeitpunkte angenommen. 

(5) Nimmt ein Gewählter die Wahl nicht an oder 
scheidet ein Mitglied aus, so tritt der nächste nicht 
gewählte Bewerber der gleichen Vorschlagsliste ein. 
Ist die Vorschlagsliste erschöpft, so geht der Sitz 
auf die Liste über, auf die die nächste Höchstzahl 
entfällt. Die Feststellung, wer als Listennachfolger 
eintritt, trifft der Präsident des Landtages. Absatz 4 

I gilt entsprechend. 

(6) Der Präsident des Landtages übermittelt das 
I Ergebnis der Wahl dem Präsidenten des Bundes- 
! tages. 

§ 5 

Jedes Mitglied des Landtages und jeder in eine 
Vorschlagsliste aufgenommene Bewerber kann bin- 
nen zwei Tagen nach Verkündung des Wahlergeb- 
nisses beim Präsidenten des Landtages Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl erheben. Uber den 
Einspruch entscheidet der Landtag unverzüglich, spä- 
testens jedoch eine Woche vor dem Zusammentritt 
der Bundesversammlung. Ergeht bis dahin keine 
Entscheidung, so entscheidet die Bundesversamm- 
lung. Der Präsident des Bundestages bereitet die 
Entscheidung der Bundesversammlung vor. 

§ 6 

Wird die Wahl nach § 2 Abs. 2 Satz 3 von einem 
Landtagsausschuß vorgenommen, so gelten die §§ 4 
und 5 entsprechend. 

§ 7 

Die Artikel 46, 47, 48 Abs, 2 des Grundgesetzes 
finden auf die Mitglieder der Bundesversammlung 
entsprechende Anwendung. Die Mitglieder sind an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Wahl des Bundespräsidenten 

§ 8 

Der Präsident des Bundestages leitet die Sitzun- 
gen und Geschäfte der Bundesversammlung. Auf I 
ihren Geschäftsgang findet die Geschäftsordnung i 
des Bundestages sinngemäße Anwendung, sofern ; 
sich nicht die Bundesversammlung eine eigene Ge- | 
sdiäfts Ordnung gibt. i 

§ 9 

(1) Wahlvorschläge für die Wahl des Bundesprä- 
sidenten kann jedes Mitglied der Bundesversamm- 
lung beim Präsidenten des Bundestages schriftlich 
einreichen. Für den zweiten und dritten Wahlgang | 
können neue Wahlvorschläge eingebracht werden. 
Die Wahlvorschläge dürfen nur die zur Bezeich- 
nung des Vorgeschlagenen erforderlichen Angaben 
enthalten; die schriftliche Zustimmungserklärung 
des Vorgeschlagenen ist beizufügen. 

(2) Der Sitzungsvorstand prüft, ob die Wahlvor- 
schläge den gesetzlichen Voraussetzungen entspre- 
chen. Uber die Zurückweisung eines Wahlvorschla- 
ges entscheidet die Bundesversammlung. 

(3) Gewählt wird mit verdeckten amtlichen 
Stimmzetteln. Stimmzettel, die auf andere als in den 
zugelassenen Wahlvorschlägen benannte Personen 
lauten, sind ungültig. 

(4) Der Präsident des Bundestages teilt dem Ge- 
wählten die Wahl mit und fordert ihn auf, ihm bin- 
nen zwei Tagen zu erklären, ob er die Wahl an- 
nimmt. Gibt der Gewählte innerhalb dieser Frist 
keine Erklärung ab, so gilt die Wahl als abgelehnt. 

(5) Der Präsident des Bundestages erklärt die 
Bundesversammlung für beendet, nachdem der Ge- 
wählte die Wahl angenommen hat. 


I § 10 

Das Amt des Bundespräsidenten beginnt mit dem 
I Ablauf der Amtszeit seines Vorgängers, jedoch 
nicht vor Eingang der Annahmeerklärung beim 
I Präsidenten des Bundestages. 

§ 11 

Der Präsident des Bundestages veranlaßt die 
Eidesleistung des Bundespräsidenten. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 12 

Die Mitglieder der Bundesversammlung erhalten 
eine Entschädigung, deren Höhe der Präsident des 
Bundestages in sinngemäßer Anwendung der für 
die Mitglieder des Bundestages geltenden Bestim- 
mungen festsetzt. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Zweite Teil des 
Wahlgesetzes zum zweiten Bundestag und zur Bun- 
desversammlung vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. 
I S. 470) außer Kraft. 
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